
 

Landkreis Peine Vorlage-Nr. 19/2016 

Der Landrat Ergänzung  

 öffentlich X 

Az: 13 / KSK nichtöffentlich  

 Kosten (Betrag in Euro) ---- 

 im Budget enthalten nein 

 Auswirkung Finanzziel nein 

 Mitwirkung Landrat ja 

 Qualifizierte Mehrheit nein 

 Datum 29.02.2016 

 

Beschlussvorlage 
 

Zusammenlegung der Sparkassen Hildesheim, Goslar/Harz und Peine 
zum 1. Januar 2017 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Kreistag des Landkreises Peine beschließt die Zusammenlegung der Sparkassen Hilde sheim, 

Goslar/Harz und Peine auf der Grundlage des abzuschließenden öffentlich-rechtlichen Vertrages 

zwischen dem Sparkassenzweckverband Hildesheim, dem Landkreis Peine, dem Sparkassen-

zweckverband Goslar/Harz, dem Landkreis Goslar und der Stadt Goslar (Anlage) gemäß § 2 Abs. 

1 Satz 2 NSpG, § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Nds. Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(NKomZG). Die Sparkassen Hildesheim, die Sparkasse Goslar/Harz und die Kreissparkasse Peine 

werden zum 1. Januar 2017 (Fusionszeitpunkt) zur Sparkasse Hildesheim Goslar Peine  im Wege 

der Übernahme der Sparkassen Goslar/Harz und Peine durch die Sparkasse Hildesheim zusa m-

mengelegt. 

2. Der Kreistag beschließt gemäß § 17 Abs. 1 NKomZG i. V. m. § 8 Satz 1 SpZwVerbVO und § 58 

Abs. 1 Nr. 17 NKomVG den Betritt des Landkreises Peine zum Sparkassenzweckverband Hildes-

heim (nach Namensänderung: Hildesheim Goslar Peine) zum 1. Januar 2017 auf der Grundlage 

der vom Sparkassenzweckverband Hildesheim zu beschließenden Neufassung der „Verbandsor d-

nung für den Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine“ (Anlage 2 zum öffentlich-

rechtlichen Vertrag). 

3. Der Kreistag stimmt der Änderung der Satzung der Sparkasse Hildesheim vom 16. Januar 2007, 

zuletzt geändert durch Satzung vom 20. Oktober 2014 gemäß § 6 Abs. 2 NSpG durch den Spa r-

kassenzweckverband Hildesheim mit Wirkung vom 1. Januar 2017 für die zukünftige Sparkasse 

Hildesheim Goslar Peine (Anlage 1 zum öffentlich-rechtlichen Vertrag) zu. 

4. Dieser Beschluss umfasst auch redaktionelle oder rechtliche Änderungen des öffentlich -rechtlichen 

Vertrages und/oder der Verbandsordnung und/oder der Satzung der Sparkasse (siehe Beschlüsse 

unter Nrn. 1 - 3), die sich aufgrund einer Abstimmung mit der Sparkassenaufsichtsbehörde beim 

Niedersächsischen Finanzministerium und/oder mit der Kommunalaufsichtsbehörde beim Nieder-

sächsischen Innenministerium ergeben. 
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(LR)  (EKR) 

 
 
 
 
 

Gremium zuständig gem. TOP Datum Ja Nein Enth. Kenntnis Vertagt 

KA (Kreisausschuss) § 76.1 NKomVG  16.03.2016      

KT (Kreistag) § 58 NKomVG i.V.m.  

§ 23 NSpG 

 16.03.2016      
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Sachdarstellung: 

 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Trends und Herausforderungen im Finanzsektor ergibt sich für 

eine Vielzahl mittelständischer Kreditinstitute die Notwendigkeit, ihre Geschäftsmodelle bzw. stra-

tegischen Handlungsoptionen zu überprüfen. Dabei stellen insbesondere die anhaltende Niedrig-

zinsphase, die regulatorischen Verschärfungen (u. a. Basel III), die Entwicklungen im Nachfrage-

verhalten der Kunden sowie die demografische Entwicklung die wesentlichen Herausforderungen 

dar. 

 

Daher haben sich im Sommer 2015 die drei Sparkassen Hildesheim (ca. 4 Mrd. €), Goslar/Harz 

(ca. 1,5 Mrd. €) und Peine (ca. 1,5 Mrd. €) auf den Weg gemacht, den Mehrwert eines Zusammen-

schlusses gegenüber einer Alleingangsstrategie zu prüfen. Die drei Sparkassen in Süd-

Niedersachsen weisen seit Jahren eine überdurchschnittliche Kostenspanne aus und spüren daher 

vor allem auf der Kostenseite Handlungsdruck, obwohl bereits Maßnahmen zum Kostenabbau 

eingeleitet wurden (Filialschließungen, Personalabbau). Gleichzeitig zeigen die Häuser eine ver-

gleichbare geschäftspolitische und vertriebliche Ausrichtung. 

 

Auf Basis einer Langfristprognose mit einheitlichen bzw. abgestimmten Prämissen (u.a. Zinsprog-

nose) wurde der Ergebnis- und Handlungsdruck noch einmal transparent aufgezeigt und der be-

triebswirtschaftliche Nutzen einer Fusion herausgearbeitet. So können sowohl auf der Ertrags- als 

auch auf der Kostenseite in einer gemeinsamen Sparkasse Synergien gehoben werden, die das 

Betriebsergebnis in der Zukunft stabilisieren. 

 
Eine leistungsstarke Sparkasse mit einer Bilanzsumme in Höhe von etwa 7 Mrd. € und mit 
stabilen Betriebsergebnissen … 

 

 sichert eine breite Marktbearbeitung und Aufrechterhaltung der Präsenz in der Fläche, 

 verbessert die für die Risikosteuerung notwendige Gewinnthesaurierung, 

 sichert das Gewerbesteueraufkommen und die regionale Förderung in der Zukunft, 

 bietet mehr Investitionsmöglichkeiten in neue Vertriebswege/Medien. 

 

In der Summe zeigt sich ein betriebswirtschaftlicher Mehrwert von jährlich über 26 Mio. € ab 2022 

und die ausreichende Erfüllung aufsichtsrechtlicher Kennzahlen. In den Jahren 2016 – 2021 be-

trägt der prognostizierte Fusionsnutzen 78,5 Mio. €. Auf Basis dieser Ergebnisse haben die 

Verwaltungsräte der drei Sparkassen ihren Trägern einen Zusammenschluss empfohlen. 

 

Das Verfahren zum Zusammenschluss der Sparkassen wird in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag 

(Anlage) geregelt. Dieser trifft die wesentlichen Festlegungen zu der Höhe der jeweiligen Beteili-

gungen sowie zu den Organen der Sparkasse und des Sparkassenzweckverbandes. 

 

Die Zusammenlegung der Sparkassen erfolgt in der Weise, dass die Sparkassen Goslar/Harz und 

Peine zum 1. Januar 2017 auf die Sparkasse Hildesheim übergehen. Vom Zeitpunkt der Fusion an 

trägt die Sparkasse die Bezeichnung „Sparkasse Hildesheim Goslar Peine“. 

 

Die Sparkassen Hildesheim und Goslar/Harz sind jeweils Zweckverbandssparkassen, die von 

Stadt und Landkreis Hildesheim bzw. von Stadt und Landkreis Goslar getragen werden. Träger der 

Kreissparkasse Peine ist der Landkreis Peine. Da ein Zusammenschluss von Zweckverbänden 

nach § 7 Abs. 4 des Nds. Gesetz für kommunale Zusammenarbeit nicht zulässig ist, wird der  
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Sparkassenzweckverband Goslar/Harz aufgelöst. Die Stadt und der Landkreis Goslar sowie auch 

der Landkreis Peine treten dem Sparkassenzweckverband Hildesheim (zukünftig Sparkassen-

zweckverband Hildesheim Goslar Peine) zum 01.01.2017 bei. 

 
Die Verbandsordnung des Sparkassenzweckverbandes bedarf anlässlich des vorgesehenen Zu-

sammenschlusses der Sparkassen und des Beitritts neuer Verbandsmitglieder verschiedener Än-

derungen, die im Wege einer Neufassung der Verbandsordnung (Anlage 2 zum öffentlich-

rechtlichen Vertrag) erfolgen sollen. Gleiches gilt für die Änderung der Satzung der Sparkasse 

Hildesheim (zukünftig Sparkasse Hildesheim Goslar Peine) (Anlage 1 zum öffentlich-rechtlichen 

Vertrag). Die Beschlussfassung über die Neufassung bzw. Änderung erfolgt jeweils durch die Ver-

bandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim. Die entsprechende Sitzung ist 

am 17.03.2016 vorgesehen. 

 

Nach Durchführung der Genehmigungs- und Anzeigeverfahren bei der Sparkassenaufsichts- bzw. 

der Kommunalaufsichtsbehörde erfolgt eine rechtzeitige Bekanntmachung der Neufassung der 

Verbandsordnung und der Änderung der Sparkassensatzung, damit diese zum 01.01.2017 in Kraft 

treten können. 

 

Die Besetzung der Organe des Sparkassenzweckverbandes und der Sparkasse Hildesheim Go-

slar Peine wird dann in den konstituierenden Sitzungen der Räte und Kreistage der beteiligten 

Kommunen bzw. in der Anfang des Jahres 2017 durchzuführenden konstituierenden Sitzung des 

Sparkassenzweckverbandes Hildesheim Goslar Peine erfolgen. 

 

 
 
 
 
 
 

 
Anlage 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen dem Sparkassenzweckverband Hildesheim, dem Sparkas-

senzweckverband Goslar/Harz, dem Landkreis Goslar, der Stadt Goslar und dem Landkreis Peine 

mit folgenden Anlagen: 
 

Anlage 1: Satzung für die Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 

Anlage 2: Verbandsordnung für den Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine 

Anlage 3: Geschäftsordnung für den Regionalbeirat Hildesheim 

Anlage 4: Geschäftsordnung für den Regionalbeirat Goslar 

Anlage 5: Geschäftsordnung für den Regionalbeirat Peine 

 
 



Stand: 19. Februar 2016 

 

 

 

 

 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag  

zwischen 

dem Sparkassenzweckverband Hildesheim, 

dem Sparkassenzweckverband Goslar/Harz, 

dem Landkreis Goslar, 

der Stadt Goslar und 

dem Landkreis Peine 

 

 

 

 

 

Präambel 

 

Im Bewusstsein der öffentlichen Aufgabe, durch die Errichtung leistungsfähiger Sparkassen in ihrem 

Gebiet den Wettbewerb zu stärken und die angemessene und ausreichende Versorgung aller 

Bevölkerungskreise und insbesondere des Mittelstandes mit geld- und kreditwirtschaftlichen 

Leistungen in der Fläche sicherzustellen, sowie von dem Willen getragen, im Interesse von Bevölkerung 

und Wirtschaft die Leistungsfähigkeit der bestehenden Institute nachhaltig zu stärken und eine 

schlagkräftige öffentlich-rechtliche Sparkasse für die Region Hildesheim Goslar Peine zu schaffen, 

schließen die Vertragspartner nach § 2 Absatz 1 des Niedersächsischen Sparkassengesetzes (NSpG) 

vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBl. S. 609), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

12. November 2015 (Nds. GVBl. S. 312), sowie § 1 Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Gesetzes 

über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) vom 21. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 493), geändert 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 279), i. V. m. § 8 der Verordnung über 

Sparkassenzweckverbände (SpZwVerbVO) vom 20. November 2006 (Nds. GVBl. S. 562) anlässlich der 

Zusammenlegung der Sparkasse Hildesheim (Zweckverbandssparkasse) mit der Sparkasse Goslar/Harz 

(Zweckverbandssparkasse) und der Kreissparkasse Peine den nachfolgenden Vertrag.  
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§ 1 

Zusammenschluss der Sparkassen 

 

(1) Die Zusammenlegung der Sparkasse Hildesheim, der Sparkasse Goslar/Harz und der 

Kreissparkasse Peine gemäß § 2 Absatz 1 NSpG erfolgt zum 

 

1. Januar 2017 (Fusionszeitpunkt) 

 

in der Weise, dass zu diesem Zeitpunkt gemäß § 2 Absatz 1 Satz 3 NSpG das Vermögen der Sparkasse 

Goslar/Harz und das Vermögen der Kreissparkasse Peine (übergehende Sparkassen) im Wege der 

Gesamtrechtsnachfolge auf die Sparkasse Hildesheim (aufnehmende Sparkasse) übergehen. Der 

Vermögensübertragung werden die Jahresabschlüsse zum 31. Dezember 2016 zugrunde gelegt 

(Verschmelzungsstichtag, von dem an die Handlungen der übergehenden Sparkassen als für Rechnung 

der aufnehmenden Sparkasse vorgenommen gelten). Die Genehmigung der 

Sparkassenaufsichtsbehörde nach § 2 Absatz 2 Satz 1 NSpG wird rechtzeitig eingeholt. 

 

(2) Mit Wirksamwerden der Fusion endet die Trägerschaft des Sparkassenzweckverbandes 

Goslar/Harz für die Sparkasse Goslar/Harz und die Trägerschaft des Landkreises Peine für die 

Kreissparkasse Peine. Der Sparkassenzweckverband Hildesheim tritt gleichzeitig in alle Rechte und 

Pflichten der bisherigen Träger ein; er führt künftig die Bezeichnung „Sparkassenzweckverband 

Hildesheim Goslar Peine“. 

 

(3) Die vereinigte Sparkasse führt die Bezeichnung „Sparkasse Hildesheim Goslar Peine“ und hat 

ihren Sitz in der Stadt Hildesheim. 

 

(4) Die Rechtsverhältnisse der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine werden durch die 

Sparkassensatzung unter Berücksichtigung der in diesem öffentlich-rechtlichen Vertrag getroffenen 

Vereinbarungen geregelt. Der Sparkassenzweckverband Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar 

Peine) wird dafür Sorge tragen, dass die Verbandsversammlung rechtzeitig eine entsprechende 

Satzung (Anlage 1) als Grundlage von Organisation und Verwaltung der Sparkasse Hildesheim Goslar 

Peine erlässt und eine ggf. notwendige Genehmigung der Sparkassenaufsichtsbehörde nach § 6 Absatz 

3 Satz 2 NSpG einholt. 

 

 

§ 2 

Verbandszweck 

 

Einzige Aufgabe des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim Goslar Peine ist es, Träger der Sparkasse 

Hildesheim Goslar Peine zu sein. 
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§ 3 

Beitritt zum Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine 

 

(1) Der Landkreis Goslar und die Stadt Goslar als Mitglieder des bisherigen 

Sparkassenzweckverbandes Goslar/Harz sowie der Landkreis Peine als Träger der bisherigen 

Kreissparkasse Peine treten gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 NKomZG i. V. m. § 8 SpZwVerbVO und § 12 

der Verbandsordnung für den Sparkassenzweckverband Hildesheim in der geänderten Fassung vom 17. 

September 2012 dem Sparkassenzweckverband Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar Peine) bei. 

Der Beitritt wird mit der Bekanntmachung der gemäß § 13 Absatz 2 dieser Vereinbarung zu 

beschließenden neuen Verbandsordnung zum 1. Januar 2017 wirksam. 

 

(2) Der Landkreis Goslar als Mitglied des bisherigen Sparkassenzweckverbandes Goslar/Harz wird mit 

11,3 v. H. an dem Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine beteiligt. Die Stadt  Goslar als 

Mitglied des bisherigen Sparkassenzweckverbandes Goslar/Harz wird mit 8,7 v. H. an dem 

Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine beteiligt. Der Landkreis Peine als Träger der 

bisherigen Kreissparkasse Peine wird mit 21,0 v. H. an dem Sparkassenzweckverband Hildesheim 

Goslar Peine beteiligt. 

 

(3) An dem Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine sind danach insgesamt beteiligt 

 

der Landkreis Hildesheim   mit 29,5 v. H. 

die Stadt Hildesheim    mit 29,5 v. H. 

 

der Landkreis Goslar    mit 11,3 v. H. 

die Stadt Goslar     mit    8,7 v. H. 

der Landkreis Peine    mit 21,0 v. H. 

 

(4) Die Rechtsverhältnisse und die Verwendung der Jahresüberschüsse des 

Sparkassenzweckverbandes Hildesheim Goslar Peine werden in der neu gefassten Verbandsordnung 

geregelt. 

 

 

§ 4 

Verbandsversammlung 

 

(1) Die Zahl der Mitglieder der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim 

Goslar Peine soll 10 betragen. Davon entsenden 
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der Landkreis Hildesheim   3 Mitglieder,  

die Stadt Hildesheim     3 Mitglieder, 

 

der Landkreis Goslar      1  Mitglied, 

die Stadt Goslar       1 Mitglied und  

der Landkreis Peine    2 Mitglieder. 

 

Entsprechendes gilt für die Ersatzpersonen nach § 11 Absatz 3 Satz 3 NKomZG. 

 

(2) Die erste Wahlperiode endet mit Ablauf der am 1. November 2016 beginnenden kommunalen 

Wahlperiode. Die Verbandsmitglieder entsenden ihre Mitglieder in die Verbandsversammlung des 

Sparkassenzweckverbandes Hildesheim Goslar Peine für die restliche Dauer der kommunalen 

Wahlperiode. 

 

 

§ 5 

Vorsitzender der Verbandsversammlung 

 

Die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar 

Peine) wählt abwechselnd in der nachfolgenden Reihenfolge jeweils für 2 ½ Jahre die Landrätin oder 

den Landrat des Landkreises Goslar oder die Landrätin oder den Landrat des Landkreises Peine zur 

oder zum Vorsitzenden der Verbandsversammlung. Die Hauptverwaltungsbeamtin oder den 

Hauptverwaltungsbeamten, die nicht zur Vorsitzenden oder der nicht zum Vorsitzenden nach Satz 1 

gewählt wird, wählt die Verbandsversammlung zu ihrer oder seiner Stellvertreterin oder zu ihrem oder 

seinem Stellvertreter. 

 

 

§ 6 

Verbandsgeschäftsführung 

 

Die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar 

Peine) wählt abwechselnd in der nachfolgenden Reihenfolge jeweils für 2 ½ Jahre die 

Oberbürgermeisterin oder den Oberbürgermeister der Stadt Hildesheim oder die Landrätin oder den 

Landrat des Landkreises Hildesheim zur Verbandsgeschäftsführerin oder zum Verbandsgeschäftsführer 

und eine leitende Beamtin oder einen leitenden Beamten der Stadt Hildesheim oder des Landkreises 

Hildesheim zu ihrer oder seiner Stellvertreterin oder zu ihrem oder seinem Stellvertreter.  
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§ 7 

Verwaltungsrat 

 

(1) Der Verwaltungsrat der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine soll – ohne Mitrechnung der 

Beschäftigtenvertreter nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 NSpG – 12 Mitglieder einschließlich der oder des 

Vorsitzenden haben. 

 

(2) Die Vertragspartner werden im Rahmen ihrer gesetzlichen Möglichkeiten darauf hinwirken, dass 

die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar 

Peine)  

 

3 Mitglieder auf Vorschlag des Landkreises Hildesheim, 

3 Mitglieder auf Vorschlag der Stadt Hildesheim,  

 

2 Mitglieder auf Vorschlag des Landkreises Goslar, 

1 Mitglied auf Vorschlag der Stadt Goslar und 

3 Mitglieder auf Vorschlag des Landkreises Peine 

 

zu Mitgliedern des Verwaltungsrates i. S. des § 11 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 NSpG wählt, wobei sich die 

vorgenannte Zahl um eins bei demjenigen Verbandsmitglied vermindert, das die 

Verwaltungsratsvorsitzende oder den Verwaltungsratsvorsitzenden stellt. Die Verbandsmitglieder, die 

nicht die Verwaltungsratsvorsitzende oder den Verwaltungsratsvorsitzenden stellen, sollen  ihre 

Hauptverwaltungsbeamten in ihren Vorschlag aufnehmen. Die Regelung des § 13 Absatz 2 NSpG ist zu 

beachten.  

 

(3) Vorsitzender des Verwaltungsrates wird die Verbandsgeschäftsführerin oder der 

Verbandsgeschäftsführer. Der Verwaltungsrat wählt die Hauptverwaltungsbeamtin oder den 

Hauptverwaltungsbeamten des Landkreises Hildesheim oder der Stadt Hildesheim, die nicht 

Verbandsgeschäftsführerin oder der nicht Verbandsgeschäftsführer ist, zur/zum ersten 

stellvertretenden Vorsitzenden. Der Verwaltungsrat wählt die Landrätin oder den Landrat des 

Landkreises Goslar oder des Landkreises Peine zur/zum zweiten stellvertretenden Vorsitzenden mit der 

Maßgabe, dass diese sich entsprechend § 5 abwechseln sollen.  
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§ 8 

Kreditausschuss, weitere Ausschüsse 

 

(1) Der Kreditausschuss der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine besteht einschließlich der oder des 

Vorsitzenden des Verwaltungsrates als Vorsitzende oder Vorsitzender aus 5 Personen. Zur/zum 

stellvertretenden Vorsitzenden des Kreditausschusses wird gemäß § 20 Absatz 1 NSpG die/der erste 

stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrates gewählt.  

 

(2) Bei der Wahl der weiteren Mitglieder des Kreditausschusses werden zunächst die 

Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte der Mitglieder des 

Sparkassenzweckverbandes, die/der nicht den stellvertretenden Vorsitz im Kreditausschuss 

übernimmt, berücksichtigt.  

 

 

§ 9 

Vorstand 

 

(1) Folgende Vorstandsmitglieder der übergehenden Sparkassen werden Vorstandsmitglieder der 

aufnehmenden Sparkasse: Herren Sparkassendirektoren Dirk Vorderstemann und Dominikus Penners. 

Die Bestellung erfolgt mit Wirkung zum Tage des Wirksamwerdens der Fusion. 

 

(2) Vorsitzender des Vorstandes der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine wird das derzeitige 

Vorstandmitglied der Sparkasse Hildesheim, Herr Sparkassendirektor Jürgen Twardzik. Die 

Bestimmung eines stellvertretenden Vorsitzenden soll zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.  

 

(3) Die satzungsmäßige Zahl der Vorstandsmitglieder wird auf vier festgelegt. 

 

(4) Ein Vorstandsmitglied unterhält ein ständiges Büro im bisherigen Geschäftsgebiet der Sparkasse 

Goslar/Harz und repräsentiert die Sparkasse Hildesheim Goslar Peine in regionalen Gremien und 

regionalen Beteiligungsunternehmen der Sparkasse, bei regionalen Veranstaltungen der Sparkasse 

und Dritter sowie bei den Sitzungen des Regionalbeirats. Es ist regelmäßig bei regionalen 

Förderprojekten, Spenden und Sponsoring zu hören und an der Entscheidung zu beteiligen. 

 

(5) Ein Vorstandsmitglied unterhält ein ständiges Büro im bisherigen Geschäftsgebiet der 

Kreissparkasse Peine und repräsentiert die Sparkasse Hildesheim Goslar Peine in regionalen Gremien 

und regionalen Beteiligungsunternehmen der Sparkasse, bei regionalen Veranstaltungen der 

Sparkasse und Dritter sowie bei den Sitzungen des Regionalbeirats. Es ist regelmäßig bei regionalen 

Förderprojekten, Spenden und Sponsoring zu hören und an der Entscheidung zu beteiligen. 
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(6) Der Vorstand der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine richtet jeweils einen Regionalbeirat für das 

Gebiet der bisherigen Sparkasse Hildesheim, einen Regionalbeirat für das Gebiet der bisherigen 

Sparkasse Goslar/Harz (als Nachfolger des bisherigen Wirtschaftsbeirates) und einen Regionalbeirat für 

das Gebiet der bisherigen Kreissparkasse Peine ein. Die Regionalbeiräte mit maximal 20 Mitgliedern 

setzen sich aus ausgewählten Firmen- und Privatkunden der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine, 

politischen Entscheidungsträgern und Vertretern der jeweiligen Region zusammen. Die Einzelheiten 

werden in einer Geschäftsordnung (Anlagen 3 bis 5) festgelegt, die der Vorstand der Sparkasse 

Hildesheim Goslar Peine erlässt. 

 

 

§ 10 

Zuständigkeiten 

 

Soweit die vorstehenden Vereinbarungen die Zuständigkeit des Sparkassenzweckverbandes 

Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar Peine), insbesondere der Verbandsversammlung, betreffen, 

wird von den Mitgliedern der Verbandsversammlung die Beachtung dieser Vereinbarung erwartet. 

Soweit Zuständigkeiten des Verwaltungsrates und des Vorstandes der Sparkasse Hildesheim Goslar 

Peine betroffen sind, wird von deren Mitgliedern ebenfalls die Beachtung dieser Vereinbarung erwartet. 

 

 

§ 11 

Zusammenarbeit bis zur Vereinigung 

 

Die Vorstände der drei Sparkassen treffen ab Unterzeichnung dieses Vertrages die für den Betrieb der 

vereinigten Sparkasse notwendigen Vorbereitungen und Entscheidungen gemeinsam. Sie werden 

sämtliche Kontakte gegenüber Behörden und der Öffentlichkeit koordinieren und abstimmen sowie 

sich gegenseitig unterstützen. Unter Berücksichtigung der jeweiligen Geschäftspolitik der drei 

Sparkassen sind die bestehenden Geschäftsverbindungen sorgsam zu pflegen und deren Überleitung 

auf die vereinigte Sparkasse zu gewährleisten. Für die Pressearbeit und die Vereinigung sind die drei 

Vorstände gemeinsam zuständig; entsprechende Erklärungen zur Vereinigung der Sparkassen 

bedürfen der vorherigen Abstimmung. 

 

 

§ 12 

Sparkassenstiftungen  

 

Die Vertragspartner sind sich darüber einig, dass die Stiftungen der Sparkasse Hildesheim, der 

Sparkasse Goslar/Harz und der Kreissparkasse Peine  zunächst selbstständig fortbestehen  sollen. 

 

 

§ 13 
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Sonstiges 

 

(1) Die Verbandsmitglieder des Sparkassenzweckverbandes Goslar/Harz werden veranlassen, dass der 

Sparkassenzweckverband Goslar/Harz nach Übergang der Trägerschaft auf den Sparkassenzweck-

verband Hildesheim (zukünftig Hildesheim Goslar Peine) satzungsgemäß seine Auflösung beschließt. 

 

(2) Die Verbandsordnung für den Sparkassenzweckverband Hildesheim wird von der 

Verbandsversammlung rechtzeitig vor dem Fusionszeitpunkt entsprechend diesem Vertrag geändert 

und erhält die vereinbarte Fassung (Anlage 2). 

 

(3) Betriebsbedingte Kündigungen aus Anlass der Fusion sind ausgeschlossen.  Die Stellenbesetzung 

von Führungskräften der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine erfolgt in einem transparenten 

Auswahlverfahren nach dem Leistungsprinzip. 

 

(4) Betriebsbedingte Filialschließungen aus Anlass der Fusion sind bis Ende des Jahres 2020 

ausgeschlossen. Davon unberührt bleiben geplante Reduzierungen der Standorte bis Ende des Jahres 

2016 bei den drei Fusionssparkassen sowie die Umwandlung von mitarbeiterbedienten Filialen in 

Selbstbedienungsfilialen durch den Vorstand der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine. 

 

(5) Die drei Hauptstandorte sind so auszugestalten, dass den Trägerinteressen – unter 

Berücksichtigung betriebswirtschaftlicher Notwendigkeiten bzw. der Personalstrukturen der Sparkasse 

– Rechnung getragen wird. Spätere Vorstandsentscheidungen, die gravierende Auswirkungen auf die 

Strukturen der Startaufstellung haben würden, werden dem Verwaltungsrat vorgestellt. 

 

(6) Es wird im Rahmen der wirtschaftlichen Möglichkeiten eine Aufrechterhaltung des 

Förderaufkommens in den bisherigen Geschäftsgebieten der Sparkassen Hildesheim, Goslar/Harz und 

Peine angestrebt. Mittelvergaben von mehr als 7.500 Euro erfolgen nach Anhörung des 

Spendenausschusses der Sparkasse Hildesheim (zukünftig Sparkasse Hildesheim Goslar Peine), der von 

2 Mitgliedern aus der Region Goslar und von 2 Mitgliedern aus dem Landkreis Peine ergänzt wird. 

 

(7) Die Zerlegung der Gewerbesteuer erfolgt nach Lohnsummen an den jeweiligen Standorten. 

 

(8) Entscheidungen über die Beteiligung an der Goslarer Wohnstättengesellschaft mbH sollen, auch 

soweit es sich dabei um ein Unternehmen der Sparkassenfinanzgruppe handelt, unabhängig von einer 

Wertgrenze vom Vorstand dem Verwaltungsrat der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine zur 

Beschlussfassung vorgelegt werden. 
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Diesem Vertrag haben 

 

die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes  

Hildesheim           am ………………, 

 

die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes  

Goslar/Harz,          am ………………, 

 

 

 

der Kreistag des Landkreises Goslar            am ………………  

 

der Rat der Stadt Goslar        am ………………. und 

 

der Kreistag des Landkreises Peine      am ……………… 

 

zugestimmt. 

 

 

Hildesheim, den ………         (Siegel)  

 

Goslar, den ………        (Siegel) 

 

 

 

Goslar, den ………        (Siegel) 

 

Goslar, den ………         (Siegel) 

 

Peine, den .........         (Siegel) 

 

 

Anlagen 

Entwurf der Satzung für die Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 

Entwurf der Verbandsordnung für den Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine 

Geschäftsordnung für den Regionalbeirat Hildesheim 

Geschäftsordnung für den Regionalbeirat Goslar 

Geschäftsordnung für den Regionalbeirat Peine 



Satzung der 

Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 

 

 

§ 1 

Name, Sitz, Träger 

 

(1) Die Sparkasse mit dem Sitz in Hildesheim hat den Namen Sparkasse Hildesheim Goslar 

Peine. Sie führt das dieser Satzung beigedruckte Siegel mit dieser Bezeichnung.  

 

[Siegel] 

 

(2) Die Sparkasse besitzt Mündelsicherheit gem. § 26 Nds. AGBGB.  

 

(3) Träger (§§ 5, 30 NSpG) ist der Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine. 

 

(4) Die Sparkasse ist Mitglied des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbands. 

 

 

§ 2 

Aufgaben 

 

(1) Die Sparkasse ist ein wirtschaftlich selbstständiges Unternehmen mit der Aufgabe, auf 

der Grundlage der Markt- und Wettbewerbserfordernisse für ihr Geschäftsgebiet den 

Wettbewerb zu stärken und die angemessene und ausreichende Versorgung aller Bevölke-

rungskreise und insbesondere des Mittelstands mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leis-

tungen in der Fläche sicherzustellen. Sie unterstützt in ihrem Geschäftsgebiet die kommu-

nale Aufgabenerfüllung der Mitglieder des Trägers im wirtschaftlichen, regionalpoliti-

schen, sozialen und kulturellen Bereich. 

 

(2) Die Sparkasse kann alle banküblichen Geschäfte betreiben, soweit nicht bestimmte 

Arten von Geschäften nach Maßgabe einer Sparkassenverordnung (§ 6 Abs. 1 NSpG) aus-

geschlossen sind. Weitere Geschäfte, die auch von anderen Kreditinstituten üblicherweise 

ihren Kunden angeboten werden und mit zulässigen Geschäften der Sparkasse im engen 

Sachzusammenhang stehen, sind ebenfalls zulässig. 

 

(3) Die Sparkasse führt ihre Geschäfte nach wirtschaftlichen Grundsätzen; die Erzielung 

von Gewinn ist nicht Hauptzweck ihres Geschäftsbetriebs. 
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(4) Die Sparkasse kann im Gebiet ihres Trägers, in der Stadt Salzgitter und in den Gemein-

den Baddeckenstedt, Groß Heere, Haverlah, Schladen-Werla und Sehlde Geschäfte erbrin-

gen, Zweigstellen errichten und werbend tätig werden.1 

 

 

§ 3 

Allgemeine Grundsätze für die Geschäftspolitik der Sparkasse 

 

Die Sparkasse führt ihre Geschäfte nach folgenden allgemeinen Grundsätzen: 

 

1. Die Sparkasse Hildesheim Goslar Peine sieht sich als Partner ihrer Kunden in allen   

Finanzangelegenheiten und zeichnet sich durch Nähe, Kompetenz und Qualität aus. 

Im Interesse der Kunden strebt die Sparkasse nach bedarfsgerechten und innovativen 

Lösungen zu fairen Preisen. 

2. Die Sparkasse engagiert sich für die Menschen und für die Wirtschaft in ihrem Ge-

schäftsgebiet und unterstützt sie in ihrer Entwicklung. Sie fördert regional Sport, Kul-

tur, Bildung, Wissenschaft und Soziales. 

Die Sparkasse erfüllt den öffentlichen Auftrag unter Berücksichtigung der aufsichts-

rechtlichen Anforderungen und der für den laufenden Geschäftsbetrieb notwendigen 

Mittel im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten. 

 

 

§ 4 

Organe 

 

Organe der Sparkasse sind der Vorstand und der Verwaltungsrat.  

             
1
 Die Möglichkeit der Beibehaltung der alten Ausleihbezirke in der Satzung ist mit der 

Sparkassenaufsichtsbehörde zu klären. Vgl. im Übrigen  § 4 Nr. 1 RiskM. 
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§ 5 

Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus 4 Mitgliedern. 

 

(2) Der Vorstand leitet die Sparkasse in eigener Verantwortung nach Maßgabe des § 10 

NSpG. § 16 Abs. 4 und 5 NSpG bleiben unberührt. 

 

(3) Die Vorstandsmitglieder werden mit Zustimmung des Trägers durch den Verwaltungs-

rat für die Dauer von längstens fünf Jahren bestellt. Der Träger kann seine Zustimmung 

(§§ 9 Absatz 2 und 16 Absatz 2 NSpG) für einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren erklären. 

 

 

§ 6 

Vertretung, Abgabe rechtsgeschäftlicher Erklärungen 

 

(1) Zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung der Sparkasse gemäß § 10 Abs. 1 

NSpG sind jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam berufen. Gegenüber Vorstands-

mitgliedern wird die Sparkasse durch den Verwaltungsrat vertreten. Der Verwaltungsrat 

wird bei der Abgabe von Erklärungen und beim Empfang von an ihn gerichteten Erklärun-

gen durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Verwaltungsrats vertreten. Der Ver-

waltungsrat beschließt, wer die Vorstandsmitglieder im Falle der Verhinderung vertritt. 

 

(2) Die Geschäftsordnung für den Vorstand kann bestimmen, dass ein Mitglied des Vor-

stands zusammen mit einem Mitarbeiter oder für bestimmte Geschäftsarten zwei Mitarbei-

ter gemeinsam die Sparkasse vertreten können. In einzelnen Angelegenheiten kann der 

Vorstand eines seiner Mitglieder oder einen Mitarbeiter allein mit der Vertretung der Spar-

kasse beauftragen. 

 

(3) Die Zeichnungsberechtigung der Mitarbeiter ist durch ein Unterschriftenverzeichnis 

bekannt zu geben, das in den Kassenräumen bereitgehalten und auf Wunsch zur Einsicht-

nahme zur Verfügung gestellt wird. 

 

(4) Die vom Vorstand oder von den dazu zeichnungsberechtigten Bediensteten der Spar-

kasse ausgestellten und mit dem Siegel der Sparkasse versehenen Urkunden sind öffentli-

che Urkunden. 
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(5) Die Zeichnungsberechtigung wird für die Mitglieder des Vorstands von der oder dem 

Vorsitzenden des Verwaltungsrats, im Übrigen vom Vorstand bescheinigt. 

 

§ 7 

Verwaltungsrat 

 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 18 Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus 

 

 1. der oder dem Vorsitzenden, 

 2. 11 vom Träger entsandten Mitgliedern und 

 3. den Mitgliedern, die nach dem Niedersächsischen Personalvertretungsgesetz ge-

wählt werden. 

 

(2) Der Verwaltungsrat berät den Vorstand und überwacht dessen Geschäftsführung. Er 

kann zu seiner Unterstützung aus seiner Mitte beratende Ausschüsse bilden.  

 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden zu Beginn ihrer Tätigkeit von der oder dem 

Vorsitzenden auf die ihnen gem. §§ 15 und 16 Abs. 6 NSpG obliegenden Pflichten hinge-

wiesen und zu ihrer gewissenhaften Erfüllung verpflichtet. Hinweis und Verpflichtung sind 

aktenkundig zu machen. 

 

(4) Die oder der Vorsitzende und die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen am Gewinn der 

Sparkasse nicht beteiligt werden. 

 

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben Anspruch auf angemessene Aufwands-

entschädigung und Ersatz ihres Verdienstausfalls. Der Verwaltungsrat regelt das Nähere. 

 

 

§ 8 

Sitzungen des Verwaltungsrats 

 

(1) Die oder der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat ein und leitet seine Sitzungen. 

 

(2) Der Verwaltungsrat ist bei Bedarf, mindestens jedoch viermal im Jahr unter Mitteilung 

der Tagesordnung einzuberufen. Die oder der Vorsitzende muss den Verwaltungsrat ein-

berufen, wenn ein Viertel der Mitglieder des Verwaltungsrats oder ein Vorstandsmitglied 

die Beratung oder Beschlussfassung über einen bestimmten Gegenstand beantragt. In 



5 

 
dringenden Fällen kann im Umlaufverfahren beschlossen werden, wenn kein Mitglied dem 

Verfahren widerspricht. 

 

(3) Über die Sitzungen des Verwaltungsrats ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der 

oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu unterzeichnen ist. 

 

 

§ 9 

Kreditausschuss 

 

(1) Der Verwaltungsrat hat einen Kreditausschuss zu bilden. Der Kreditausschuss wirkt bei 

der Kreditvergabe mit. Er besteht aus der oder dem Vorsitzenden sowie mindestens zwei, 

höchstens vier vom Träger entsandten weiteren Mitgliedern des Verwaltungsrats. Den 

Vorsitz führt die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats, im Fall der Verhinderung die 

oder der aus dem Kreis des Kreditausschusses gewählte stellvertretende Vorsitzende. Für 

die weiteren Mitglieder des Kreditausschusses wählt der Verwaltungsrat jeweils eine Stell-

vertreterin oder einen Stellvertreter aus seinen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 NSpG vom 

Träger entsandten Mitgliedern. 

 

(2) Der Kreditausschuss wird von der oder dem Vorsitzenden einberufen, sooft es die Ge-

schäfte erfordern.  

 

(3) Der Verwaltungsrat erlässt eine Geschäftsanweisung für den Kreditausschuss. Kredite 

bedürfen nach Maßgabe dieser Geschäftsanweisung der Zustimmung des Kreditausschus-

ses. 

 

(4) Über die Sitzungen des Ausschusses ist eine Ergebnisniederschrift anzufertigen, die 

von der oder dem Vorsitzenden des Ausschusses zu unterzeichnen ist. 

 

 

 

 

 

 

§ 10 

Schweigepflicht 
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Die Mitglieder des Verwaltungsrats, die Vorstandsmitglieder und die übrigen Beschäftig-

ten der Sparkasse sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie dürfen ohne vorherige Ge-

nehmigung über geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten der Sparkasse weder vor 

Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung 

erteilt hinsichtlich der Mitglieder des Verwaltungsrats und der Mitglieder des Vorstands 

der Verwaltungsrat, hinsichtlich der übrigen Beschäftigten der Sparkasse der Vorstand. 

Dies gilt auch für die Zeit nach der Beendigung der Tätigkeit. 

 

 

§ 11 

Veröffentlichung des Jahresabschlusses 

 

Der Jahresabschluss wird veröffentlicht. 

 

 

§ 12 

Erlass von Satzungen 

 

Satzung und Änderungssatzungen beschließt der Träger nach Anhörung oder auf Vor-

schlag des Verwaltungsrats. § 6 Abs. 2 und 3 NSpG finden Anwendung. 

 

 

§ 13 

Bekanntmachung von Satzungen 

 

Satzung und Änderungssatzungen sind öffentlich bekannt zu machen. Die Regelungen des 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) über die Verkündung von 

Rechtsvorschriften i. V. m. § 16 der Verbandsordnung des Sparkassenzweckverbandes Hil-

desheim Goslar Peine gelten entsprechend in der jeweiligen Fassung. 

 

 

§ 14 

In-Kraft-Treten der Satzung 

 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung der Sparkasse Hildesheim außer Kraft. 



Verbandsordnung 

für den Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine 

 

Die Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes Hildesheim hat in ihrer Sit-

zung am ……2016 folgende Verbandsordnung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Verbandsmitglieder, Name, Sitz 

 

(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes – im Folgenden „Verband“ genannt – sind 

die Landkreise Hildesheim, Goslar und Peine sowie die Städte Hildesheim und Goslar. 

 

(2)  Der Verband trägt den Namen 

 

„Sparkassenzweckverband Hildesheim Goslar Peine“. 

 

Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Der Verband hat seinen Sitz in Hildes-

heim und führt das dieser Verbandsordnung beigedruckte Siegel. 

 

(3)  Der Verband ist Mitglied des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes, 

Hannover. 

 

 

§ 2 

Aufgabe, Zweck, Beteiligungsverhältnis 

 

(1) Der Verband ist Träger der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine (im Folgenden „Spar-

kasse“ genannt). 

 

(2) Der Verband haftet für die Verbindlichkeiten der Sparkasse nach Maßgabe der Vor-

schriften des Niedersächsischen Sparkassengesetzes (NSpG) in der jeweils geltenden 

Fassung.  

 

(3) An dem Verband sind die Landkreise Hildesheim, Goslar und Peine sowie die Städte 

Hildesheim und Goslar wie folgt beteiligt: 
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Landkreis Hildesheim: 29,5 % 

Stadt Hildesheim:   29,5 % 

Landkreis Goslar    11,3 % 

Stadt Goslar          8,7 % 

Landkreis Peine   21,0 %. 

 

 

§3 

Organe 

 

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und die Verbandsgeschäftsführe-

rin oder der Verbandsgeschäftsführer. 

 

 

§4 

Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus:  

 

a) Den Hauptverwaltungsbeamtinnen oder den Hauptverwaltungsbeamten der Ver-

bandsmitglieder; die Vertretung eines Verbandsmitglieds (Rat, Kreistag) kann auf 

Vorschlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten abwei-

chend davon eine andere Beschäftigte oder einen anderen Beschäftigten des Ver-

bandsmitglieds in die Verbandsversammlung entsenden. Ist die Hauptverwaltungsbe-

amtin oder der Hauptverwaltungsbeamte eines Verbandsmitglieds ehrenamtliche Ge-

schäftsführerin oder ehrenamtlicher Geschäftsführer des Verbandes, so entsendet die 

Vertretung des betreffenden Verbandsmitglieds ein anderes ihrer Mitglieder in die 

Verbandsversammlung.  

 

b) 5 weiteren Vertreterinnen oder Vertretern, von denen der Landkreis Hildesheim 2 Per-

sonen, die Stadt Hildesheim 2 Personen und der Landkreis Peine 1 Person entsenden. 

Die vorstehend genannten Vertreterinnen oder Vertreter müssen für die Vertretung 

des jeweiligen Verbandsmitglieds wählbar sein. 

 

(2)  Die Stimmen der Verbandsmitglieder können nur einheitlich abgegeben werden. Die 

Stellvertretung der in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 1 genannten Personen bestimmt das 

jeweilige Verbandsmitglied. Im Übrigen können die Vertreterinnen oder Vertreter 



3 

 
desselben Verbandsmitglieds sich gegenseitig vertreten oder durch eine Ersatzper-

son nach Absatz 3 vertreten werden. 

 

(3)  Für die in Absatz 1 Buchstabe a) Satz 2 und Buchstabe b) genannten Vertreterinnen 

oder Vertreter können von der jeweiligen Vertretung der Verbandsmitglieder Ersatz-

personen benannt werden. Die Ersatzpersonen müssen ebenfalls für die Vertretung 

des jeweiligen Verbandsmitglieds wählbar sein.  

 

 

§5 

Rechtsstellung der Mitglieder der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Vertreterinnen oder Vertreter der Verbandsmitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe 

a) Satz 2 und Buchstabe b) und die Ersatzpersonen nach § 4 Abs. 3 dieser Verbands-

ordnung werden für die Dauer der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) 

entsandt; § 71 Abs. 9 Sätze 2 bis 4 NKomVG bleibt unberührt. Nach Ablauf der allge-

meinen Wahlperiode führen die Vertreterinnen oder Vertreter im Sinne des Satzes 1 

ihre Tätigkeit bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolgerinnen oder Nachfolger fort.  

 

(2)  Die Mitglieder der Verbandsversammlung haben die Interessen des sie entsendenden 

Verbandsmitglieds zu verfolgen. Sie sind an die Beschlüsse der Vertretung und des 

Hauptausschusses des entsendenden Verbandsmitglieds gebunden.  

 

(3)  Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt, wenn die Voraussetzung der 

Entsendung nicht mehr besteht. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Wahlperiode aus, 

so bestimmt das Verbandsmitglied, das die Ausscheidende oder den Ausscheidenden 

entsandt hatte, die Nachfolgerin oder den Nachfolger. 

 

 

§6 

Aufgaben der Verbandsversammlung 

 

Die Verbandsversammlung beschließt über 

 

1. Änderungen der Verbandsordnung, 

 

2. die Wahl ihrer oder ihres Vorsitzenden und die Regelung der Stellvertretung, 
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3. die Wahl der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsgeschäftsführers und 

die Regelung der Stellvertretung, 

 

4. die Bestimmung einer anderen Person i.S.d. § 8 Abs. 2 Satz 3 dieser Verbandsord-

nung, 

 

5. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen, 

 

6. die Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats, 

 

7. die Zustimmung zur Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

 

8. die Zustimmung zur Ernennung und zur Abberufung der oder des Vorsitzenden des 

Vorstands und ihrer oder seiner Stellvertreterin oder ihres oder seines Stellvertre-

ters, 

 

9. die Erteilung der Entlastung gegenüber dem Verwaltungsrat, 

 

10. die Beschlussfassung über die Verwendung ausgeschütteter Überschüsse der 

Sparkasse, 

 

11. die Zustimmung zu der vom Verwaltungsrat der Sparkasse beschlossenen Herein-

nahme von Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter, 

 

12. die Zusammenlegung der Sparkasse mit einer anderen Sparkasse und die Übertra-

gung der Trägerschaft auf einen anderen Träger, 

 

13. die Auflösung der Sparkasse, 

 

14. sonstige Angelegenheiten, über die nach den Vorschriften des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes die Vertretung oder der Hauptausschuss be-

schließt. 
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§ 7 

Sitzungen der Verbandsversammlung, 

Vorsitz in der Verbandsversammlung 

 

(1) In der ersten Sitzung nach Beginn der allgemeinen Wahlperiode (§ 47 Abs. 2 NKomVG) 

wählt die Verbandsversammlung unter der Leitung des ältesten anwesenden, hierzu 

bereiten Mitglieds aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen Vertreter eines Ver-

bandsmitglieds für die Dauer von jeweils 2 ½ Jahren (Hälfte der allgemeinen Wahlpe-

riode)  zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Verbandsversammlung. Nach Ab-

lauf der Amtszeit führt die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung ihre oder 

seine Tätigkeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers fort. Darüber 

hinaus wählt die Verbandsversammlung aus ihrer Mitte deren oder dessen Stellvertre-

terin oder Stellvertreter für die Dauer von jeweils 2 ½ Jahren. 

 

(2) Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung lädt die Mitglieder der Verbands-

versammlung schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzungen der Ver-

bandsversammlung ein. Die Ladungsfrist beträgt eine Woche. Die oder der Vorsit-

zende stellt im Benehmen mit der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsge-

schäftsführer die Tagesordnung auf; die Verbandsgeschäftsführerin oder der Ver-

bandsgeschäftsführer kann die Aufnahme bestimmter Beratungsgegenstände verlan-

gen. Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen sind bekannt zu machen. 

Für den Ausschluss der Öffentlichkeit gilt § 64 NKomVG entsprechend. 

 

(3) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn die anwesenden Vertreterinnen 

und Vertreter der Verbandsmitglieder mehr als die Hälfte der gesamten Stimmenzahl  

der Verbandsversammlung erreichen. Die oder der Vorsitzende der Verbandsver-

sammlung stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung fest.  

 

(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. 

Jedes Mitglied der Verbandsversammlung hat eine Stimme; § 4 Abs. 2 Satz 1 sowie die 

§§ 12 und 13 dieser Verbandsordnung bleiben unberührt. Bei Stimmengleichheit ist 

ein Antrag abgelehnt. Es wird offen abgestimmt; die Verbandsversammlung kann in 

einer Geschäftsordnung abweichende Bestimmungen treffen. Bei Wahlen findet § 67 

NKomVG entsprechende Anwendung. 

 

(5) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen ist eine Niederschrift zu fertigen. 

Aus ihr muss ersichtlich sein, wann und wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr 
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teilgenommen hat, welche Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse gefasst und 

welche Wahlen vorgenommen worden sind. Die Abstimmungs- oder Wahlergebnisse 

sind festzuhalten. Jedes Mitglied der Verbandsversammlung kann verlangen, dass in 

der Niederschrift festgehalten wird, wie es gestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer 

Stimmabgabe. Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der 

Verbandsversammlung, der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäfts-

führer und der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu unterzeichnen. Die Ver-

bandsversammlung beschließt über die Genehmigung der Niederschrift.  

 

(6) Der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung obliegt die repräsentative 

Vertretung des Zweckverbands.  

 

 

§ 8 

Verbandsgeschäftsführung 

Vertretung des Verbands 

 

(1) Die ehrenamtliche Verbandsgeschäftsführerin oder der ehrenamtliche Verbandsge-

schäftsführer wird von der Verbandsversammlung aus dem Kreis der Hauptverwal-

tungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der Verbandsmitglieder für die 

Dauer von jeweils 2 ½ Jahren (Hälfte der allgemeinen Wahlperiode) gewählt. Die Ver-

bandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer führt die Geschäfte nach 

Ablauf der Amtszeit bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers weiter. Die 

Verbandsversammlung regelt die Stellvertretung.  

 

(2) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer vertritt den Ver-

band in Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie in gerichtlichen Verfahren. Erklä-

rungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie 

sind, sofern sie nicht gerichtlich oder notariell beurkundet werden, nur rechtsverbind-

lich, wenn sie von der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Verbandsgeschäftsführer 

und von der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung oder einer anderen 

von der Verbandsversammlung bestimmten Person handschriftlich unterzeichnet wur-

den oder von ihr oder ihm in elektronischer Form mit der dauerhaft überprüfbaren 

qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht 

für Geschäfte der laufenden Verwaltung.  
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(3) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer darf der Verbands-

versammlung nicht angehören. Sie oder er nimmt an den Sitzungen der Verbandsver-

sammlung teil und ist auf Verlangen zu den Gegenständen der Tagesordnung zu hö-

ren. Zur Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung ist auch die Stell-

vertreterin oder der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbands-

geschäftsführers berechtigt. Für die Mitglieder des Vorstands der Sparkasse gelten 

die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

 

(4) Die Verbandsgeschäftsführerin oder der Verbandsgeschäftsführer sowie die Stellver-

treterin oder der Stellvertreter der Verbandsgeschäftsführerin oder des Verbandsge-

schäftsführers erhalten eine Aufwandsentschädigung.  Das Nähere wird durch geson-

derte Satzung bestimmt. 

 

 

§ 9 

Verwaltung des Verbands; Deckung des Aufwands 

 

(1) Rechnungsjahr des Verbands ist das Kalenderjahr. 

 

(2) Der Verwaltungsaufwand und die sonstigen Kosten des Verbands werden von der 

Sparkasse getragen. Dementsprechend wird nach den für Sparkassenzweckverbände 

geltenden sparkassenrechtlichen Bestimmungen auf den Erlass einer Haushaltssat-

zung, die mehrjährige Finanzplanung und die Jahresrechnung sowie die Bestimmung 

des zuständigen Rechnungsprüfungsamts verzichtet.  

 

(3) Wird der Verband für die Verbindlichkeiten der Sparkasse in Anspruch genommen (§ 2 

Abs. 2) oder erbringt er nach den geltenden sparkassenrechtlichen Bestimmungen 

Leistungen an die Sparkasse, so ist eine Verbandsumlage zu erheben. Die Höhe des 

Umlagebetrags für das einzelne Verbandsmitglied richtet sich nach seinem Anteil (§ 2 

Abs. 3). 

 

§ 10 

Aufwandsentschädigung, Ersatz für Auslagen und Verdienstausfall 

 

Für die Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsversammlung haben die Mitglieder der 

Verbandsversammlung Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und gegebenenfalls ihres 

Verdienstausfalls. Das Nähere wird durch gesonderte Satzung bestimmt. 
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§ 11 

Verwendung der Jahresüberschüsse 

 

Die Anteile des Reingewinns, die von der Sparkasse an den Verband abgeführt werden, 

werden unter den Verbandsmitgliedern nach dem Beteiligungsverhältnis aufgeteilt. Die 

Verbandsversammlung kann hiervon einstimmig abweichende Beschlüsse fassen. 

 

 

§ 12 

Aufnahme neuer Verbandsmitglieder 

 

Die Aufnahme neuer Verbandsmitglieder ist nur durch Änderung der Verbandsordnung 

möglich. 

 

 

§ 13 

Änderung der Verbandsordnung, Auflösung des Zweckverbands 

 

(1) Beschlüsse über Änderungen der Verbandsordnung und die Auflösung des Verbandes 

bedürfen einer Mehrheit von mehr als vier Fünfteln der Mitglieder der Verbandsver-

sammlung. Der Beschluss über die Auflösung des Verbandes bedarf zu seiner Wirk-

samkeit der Zustimmung aller Verbandsmitglieder. § 60 VwVfG findet entsprechende 

Anwendung. Die Auflösung wird frühestens mit der aufsichtsbehördlichen Genehmi-

gung eines Wechsels der Trägerschaft an der Zweckverbandssparkasse nach § 1 Abs. 2 

NSpG oder einer Auflösung der Zweckverbandssparkasse nach § 31 Abs. 3 NSpG wirk-

sam.  

 

(2) Die Abwicklung des Verbandes obliegt der Verbandsgeschäftsführerin oder dem Ver-

bandsgeschäftsführer. Bis zur Beendigung der Abwicklung gilt der Verband als fortbe-

stehend, soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert. Das nach Erfüllung sämtlicher 

Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen fällt an die Verbandsmitglieder nach ihrem 

Beteiligungsverhältnis und ist von diesen für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 
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§ 14 

Kündigung 

 

Ein Verbandsmitglied kann seine Mitgliedschaft nur aus wichtigem Grund und nur unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres ge-

genüber dem Verband kündigen. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung scheidet das 

Verbandsmitglied aus dem Verband aus. Ein Auseinandersetzungsanspruch gegen den 

Verband oder die übrigen Verbandsmitglieder steht dem ausscheidenden Verbandsmit-

glied nicht zu. 

 

 

§ 15 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten des Verbandes werden jeweils im Wechsel 

für die Dauer der allgemeinen Wahlperiode – beginnend zum 1. November 2016 – in der 

genannten Reihenfolge von der Gleichstellungsbeauftragten des Landkreises Hildesheim 

und der Stadt Hildesheim wahrgenommen. 

 

 

§ 16 

Bekanntmachungen 

 

Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen im Amtsblatt für den Landkreis Hildesheim. 

 

 

§ 17 

Inkrafttreten der Verbandsordnung 

 

(1) Diese Verbandsordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandsordnung vom 6. Dezember 2007 (Amtsblatt für den 

Landkreis Hildesheim vom 12. Dezember 2007, S. 807), geändert am 17. September 

2012 (Amtsblatt für den Landkreis Hildesheim vom 19. September 2012, S. 870), au-

ßer Kraft. 



Geschäftsordnung für den Sparkassen-Regionalbeirat Hildesheim  
der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 

(Stand: 19.2.2016) 
 
 
 

Präambel 
 
 
Für einen breiten Erfahrungsaustausch und um sich bei Entscheidungsprozessen von 
grundsätzlicher Bedeutung von den Beiratsmitgliedern auf Basis derer besonderer, 
regionaler Markt- und Kundenkenntnisse angemessen beraten zu lassen, gründet die 
Sparkasse Hildesheim Goslar Peine drei Sparkassen-Regionalbeiräte für die Regionen 
Hildesheim, Goslar und Peine. Die Abgrenzung dieser Regionen ergibt sich aus den 
Geschäftsgebieten der Altsparkassen Hildesheim, Goslar/Harz und Kreissparkasse Peine. 
 
Die Sparkasse dokumentiert mit der Gründung dieser Sparkassen-Regionalbeiräte ihren 
Willen, die Verbindung mit der Bevölkerung in ihrem Geschäftsgebiet eng zu gestalten und 
die Beziehungen zu den Kreisen der lokalen Wirtschaft zu stärken.  
 
Die Mitglieder der Sparkassen-Regionalbeiräte sollen möglichst ausgewogen aus allen 
Bereichen der jeweiligen Regionen kommen.  
 
Für den Sparkassen-Regionalbeirat Hildesheim der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine wird 
nachstehende Geschäftsordnung erlassen. 
 
 
 
 
 

§ 1 
Aufgaben , Rechte und Pflichten 

 
(1) Der Sparkassen-Regionalbeirat hat die Aufgabe, den Vorstand der Sparkasse aus seiner 

besonderen Kenntnis der Region Hildesheim heraus zu beraten und zu unterstützen 
sowie den Kontakt der Sparkasse zur Bevölkerung und Wirtschaft zu vertiefen. Der 
Sparkassenbeirat kann Vorschläge und Anregungen unterbreiten.  

(2) Der Sparkassen-Regionalbeirat ist kein Organ im Sinne des § 8 NSpG. Mit den 
Empfehlungen des Sparkassen-Regionalbeirates wird der Vorstand 
verantwortungsbewusst umgehen. 

(3) Der Sparkassen-Regionalbeirat hat im Wesentlichen folgende Funktionen. Er 

•  informiert den Vorstand über wirtschafts-, gesellschafts- und strukturpolitische 
Themen aus der Region, 

•  wird vom Vorstand zu  wichtigen regionalen Themen, insbesondere der 
Veränderungen des Geschäftsstellennetzes, informiert, 

•  berät die Sparkasse auf Grund der besonderen Kenntnisse seiner Mitglieder über 
örtliche Besonderheiten in den verschiedenen Bereichen der Region Hildesheim, 

•  diskutiert und übermittelt Anregungen und Wünsche der Öffentlichkeit, der 
Einwohnerschaft und der Unternehmer in der Region Hildesheim 

•  ist Meinungsbildner für die Sparkasse in der Region. Er fördert den Kontakt zur 
Bevölkerung sowie zur Wirtschaft und gibt Anregungen und Informationen für den 
Marktauftritt  der Sparkasse, 



•  beschafft und kommuniziert Informationen, die für die Sparkasse von besonderer 
Bedeutung sein können. 

(4) Die Sparkasse informiert die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates bis zu zweimal 
jährlich über das wirtschaftliche Umfeld, ihre Öffentlichkeitsarbeit und insbesondere auch 
über ihre Aktivitäten in der Region. Der Beachtung des Datenschutzes und der Wahrung 
des Bankgeheimnisses ist im Zusammenhang mit diesen Informationen eine hohe 
Bedeutung beizumessen. 

(5) Der Vorstand der Sparkasse stellt den Austausch zwischen Sparkassen-Regionalbeirat 
und Verwaltungsrat der Sparkasse insbesondere über die vom Sparkassen-
Regionalbeirat ausgesprochenen Empfehlungen nach eigenem Ermessen her. 

 

 
 

§ 2 
Zusammensetzung 

 
(1) Der Sparkassen-Regionalbeirat Hildesheim besteht aus bis zu 20 Mitgliedern, die wie 

folgt berufen werden: 

 Geborene Mitglieder sind die Hauptverwaltungsbeamten des Landkreises Hildesheim 
und der Stadt Hildesheim. 

 3 Mitglieder werden vom Kreistag des Landkreises Hildesheim vorgeschlagen. 

 3 Mitglieder werden vom Stadtrat der Stadt Hildesheim vorgeschlagen. 

 Maximal 12 Mitglieder aus der regionalen Wirtschaft sowie deren Institutionen und 
Verbänden aus der Region Hildesheim werden vom Vorstand der Sparkasse 
vorgeschlagen.  

 
(2) Die Berufung der Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats erfolgt durch den Vorstand 

der Sparkasse für die Dauer der jeweiligen Kommunalwahlperiode. 
 
(3) Die Mitgliedschaft im Sparkassen-Regionalbeirat ist an das jeweilige Hauptamt des 

Mitgliedes gebunden. Die Mitgliedschaft endet automatisch, wenn das Mitglied aus 
seinem Hauptamt ausscheidet. 

 
(4) Nach Ablauf der Amtszeit üben die bisherigen Mitglieder des alten Sparkassen-

Regionalbeirates ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt des neuen Beirates weiter aus. 
Scheidet ein Mitglied aus eigener Veranlassung oder aus anderen Gründen vor Ablauf 
der Amtszeit aus, wird für die restliche Amtszeit ein neues Mitglied benannt.  

 
(5) Mindestens ein Mitglied des Vorstands nimmt an den Sitzungen des Sparkassen-

Regionalbeirats teil. 
 
(6) Der Vorsitzende des Sparkassen-Regionalbeirats kann in Abstimmung mit dem Vorstand 

der Sparkasse weiteren Personen die Teilnahme an den Sitzungen gestatten. 
 

 
 
 
 
 
 



§ 3 
Vorsitz 

 
(1) Vorsitzender des Sparkassen-Regionalbeirats Hildesheim ist der Vorsitzende des 

Verwaltungsrates der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine. Im Falle der Verhinderung 
wird er durch den stellvertretenen Vorsitzenden des Verwaltungsrates der Sparkasse 
Hildesheim Goslar Peine vertreten. 

 
(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden übernimmt 

ein Vorstandsmitglied der Sparkasse die Leitung der Sitzung.  
 
 
 

 
§ 4 

Ausschließungsgründe 
 
(1) Personen, auf die die Ausschließungsgründe nach § 14 NSpG zutreffen, dürfen dem 
Sparkassen-Regionalbeirat nicht angehören. 
 
(2) Tritt ein Tatbestand nach § 14 NSpG während der Mitgliedschaft ein, so scheidet das 
Mitglied aus dem Sparkassen-Regionalbeirat aus. 
 
(3) Der Vorstand der Sparkasse kann ein Mitglied des Sparkassen-Regionalbeirats zudem 
aus wichtigem Grund von seiner beratenden Tätigkeit ausschließen. 
 
 
 
 

§ 5 
Vertretung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats können sich im Verhinderungsfall nicht 

vertreten lassen. 
 
 
 
 

§ 6 
Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirats 

 
(1) Die Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirats finden nach Bedarf, mindestens jedoch 

zweimal im Jahr, auf Vorschlag des Vorstands im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 
statt. 

 
(2) Die Einladung hat schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu erfolgen. Sie soll den 

Beiratsmitgliedern eine Woche vor der Sitzung zugehen.  
 
(3) Der Vorstand hat bei der Gestaltung der Tagesordnung und dem Veranstaltungsverlauf 

die besonderen Zweckbestimmungen und Aufgabenstellungen des Sparkassen-
Regionalbeirats Hildesheim zu berücksichtigen. Ein Bericht des Vorstandes über seine 
Tätigkeit und die aktuelle geschäftspolitische Situation der Sparkasse sollte in die 
Tagesordnung aufgenommen werden. Anregungen und Vorschläge der Mitglieder des 
Sparkassen-Regionalbeirats werden in der Tagesordnung bzw. bei den 
Diskussionsthemen berücksichtigt. 

 



(4) Die Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirates sind nicht öffentlich. 
 

(5) Über die Sitzung ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, das vom Vorsitzenden und 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 
 
 
 

§ 7 
Verschwiegenheitsverpflichtung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats sind zur Verschwiegenheit, insbesondere 

über vertrauliche Angelegenheiten und Geheimnisse der Sparkasse, verpflichtet. Sie 
dürfen die bei ihrer Tätigkeit erworbene Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht 
unbefugt verwerten. Dies gilt auch für die Zeit nach der Beendigung der Tätigkeit. 

 
 
 

§ 8 
Vergütung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates erhalten für die Wahrnehmung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit ein Sitzungsgeld. Über die Höhe beschließt der Vorstand. 
 
 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt zum …………………..… in Kraft. 
 
 
 
 
 Hildesheim, den …………………………. 
 
 
 
 
 
 
 
---------------------------------------------------------------- 
Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 
Der Vorstand 



Geschäftsordnung für den Sparkassen-Regionalbeirat Goslar  
der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 

(Stand: 19.2.2016) 
 
 
 

Präambel 
 
 
Für einen breiten Erfahrungsaustausch und um sich bei Entscheidungsprozessen von 
grundsätzlicher Bedeutung von den Beiratsmitgliedern auf Basis derer besonderer, 
regionaler Markt- und Kundenkenntnisse angemessen beraten zu lassen, gründet die 
Sparkasse Hildesheim Goslar Peine drei Sparkassen-Regionalbeiräte für die Regionen 
Hildesheim, Goslar und Peine. Die Abgrenzung dieser Regionen ergibt sich aus den 
Geschäftsgebieten der Altsparkassen Hildesheim, Goslar/Harz und Kreissparkasse Peine. 
 
Die Sparkasse dokumentiert mit der Gründung dieser Sparkassen-Regionalbeiräte ihren 
Willen, die Verbindung mit der Bevölkerung in ihrem Geschäftsgebiet eng zu gestalten und 
die Beziehungen zu den Kreisen der lokalen Wirtschaft zu stärken.  
 
Die Mitglieder der Sparkassen-Regionalbeiräte sollen möglichst ausgewogen aus allen 
Bereichen der jeweiligen Regionen kommen.  
 
Für den Sparkassen-Regionalbeirat Goslar der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine wird 
nachstehende Geschäftsordnung erlassen. 
 
 
 
 
 

§ 1 
Aufgaben , Rechte und Pflichten 

 
(1) Der Sparkassen-Regionalbeirat hat die Aufgabe, den Vorstand der Sparkasse aus seiner 

besonderen Kenntnis der Region Goslar heraus zu beraten und zu unterstützen sowie 
den Kontakt der Sparkasse zur Bevölkerung und Wirtschaft zu vertiefen. Der 
Sparkassenbeirat kann Vorschläge und Anregungen unterbreiten.  

(2) Der Sparkassen-Regionalbeirat ist kein Organ im Sinne des § 8 NSpG. Mit den 
Empfehlungen des Sparkassen-Regionalbeirates wird der Vorstand 
verantwortungsbewusst umgehen. 

(3) Der Sparkassen-Regionalbeirat hat im Wesentlichen folgende Funktionen. Er 

•  informiert den Vorstand über wirtschafts-, gesellschafts- und strukturpolitische 
Themen aus der Region, 

•  wird vom Vorstand zu  wichtigen regionalen Themen, insbesondere der 
Veränderungen des Geschäftsstellennetzes, informiert, 

•  berät die Sparkasse auf Grund der besonderen Kenntnisse seiner Mitglieder über 
örtliche Besonderheiten in den verschiedenen Bereichen der Region Goslar, 

•  diskutiert und übermittelt Anregungen und Wünsche der Öffentlichkeit, der 
Einwohnerschaft und der Unternehmer in der Region Goslar, 

•  ist Meinungsbildner für die Sparkasse in der Region. Er fördert den Kontakt zur 
Bevölkerung sowie zur Wirtschaft und gibt Anregungen und Informationen für den 
Marktauftritt  der Sparkasse, 



•  beschafft und kommuniziert Informationen, die für die Sparkasse von besonderer 
Bedeutung sein können. 

(4) Die Sparkasse informiert die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates bis zu zweimal 
jährlich über das wirtschaftliche Umfeld, ihre Öffentlichkeitsarbeit und insbesondere auch 
über ihre Aktivitäten in der Region. Der Beachtung des Datenschutzes und der Wahrung 
des Bankgeheimnisses ist im Zusammenhang mit diesen Informationen eine hohe 
Bedeutung beizumessen. 

(5) Der Vorstand der Sparkasse stellt den Austausch zwischen Sparkassen-Regionalbeirat 
und Verwaltungsrat der Sparkasse insbesondere über die vom Sparkassen-
Regionalbeirat ausgesprochenen Empfehlungen nach eigenem Ermessen her. 

 

 
 

§ 2 
Zusammensetzung 

 
(1) Der Sparkassen-Regionalbeirat Goslar besteht aus bis zu 20 Mitgliedern, die wie folgt 

berufen werden: 

 Geborene Mitglieder sind die Hauptverwaltungsbeamten des Landkreises Goslar und 
der Stadt Goslar. 

 4 Mitglieder werden vom Kreistag des Landkreises Goslar vorgeschlagen. 

 2 Mitglieder werden vom Stadtrat der Stadt Goslar vorgeschlagen. 

 Maximal 12 Mitglieder aus der regionalen Wirtschaft sowie deren Institutionen und 
Verbänden aus der Region Goslar werden vom Vorstand der Sparkasse 
vorgeschlagen.  

 
(2) Die Berufung der Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats erfolgt durch den Vorstand 

der Sparkasse für die Dauer der jeweiligen Kommunalwahlperiode. 
 
(3) Die Mitgliedschaft im Sparkassen-Regionalbeirat ist an das jeweilige Hauptamt des 

Mitgliedes gebunden. Die Mitgliedschaft endet automatisch, wenn das Mitglied aus 
seinem Hauptamt ausscheidet. 

 
(4) Nach Ablauf der Amtszeit üben die bisherigen Mitglieder des alten Sparkassen-

Regionalbeirates ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt des neuen Beirates weiter aus. 
Scheidet ein Mitglied aus eigener Veranlassung oder aus anderen Gründen vor Ablauf 
der Amtszeit aus, wird für die restliche Amtszeit ein neues Mitglied benannt.  

 
(5) Mindestens ein Mitglied des Vorstands nimmt an den Sitzungen des Sparkassen-

Regionalbeirats teil. 
 
(6) Der Vorsitzende des Sparkassen-Regionalbeirats kann in Abstimmung mit dem Vorstand 

der Sparkasse weiteren Personen die Teilnahme an den Sitzungen gestatten. 
 

 
 
 
 
 
 



 
§ 3 

Vorsitz 
 
(1) Vorsitzender des Sparkassen-Regionalbeirats Goslar ist der Hauptverwaltungsbeamte 

des Landkreises Goslar. Im Falle der Verhinderung wird er durch den 
Hauptverwaltungsbeamten der Stadt Goslar vertreten. 

 
(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden übernimmt 

ein Vorstandsmitglied der Sparkasse die Leitung der Sitzung.  
 
 
 

 
§ 4 

Ausschließungsgründe 
 
(1) Personen, auf die die Ausschließungsgründe nach § 14 NSpG zutreffen, dürfen dem 
Sparkassen-Regionalbeirat nicht angehören. 
 
(2) Tritt ein Tatbestand nach § 14 NSpG während der Mitgliedschaft ein, so scheidet das 
Mitglied aus dem Sparkassen-Regionalbeirat aus. 
 
(3) Der Vorstand der Sparkasse kann ein Mitglied des Sparkassen-Regionalbeirats zudem 
aus wichtigem Grund von seiner beratenden Tätigkeit ausschließen. 
 
 
 
 

§ 5 
Vertretung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats können sich im Verhinderungsfall nicht 

vertreten lassen. 
 
 
 
 

§ 6 
Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirats 

 
(1) Die Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirats finden nach Bedarf, mindestens jedoch 

zweimal im Jahr, auf Vorschlag des Vorstands im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 
statt. 

 
(2) Die Einladung hat schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu erfolgen. Sie soll den 

Beiratsmitgliedern eine Woche vor der Sitzung zugehen.  
 
(3) Der Vorstand hat bei der Gestaltung der Tagesordnung und dem Veranstaltungsverlauf 

die besonderen Zweckbestimmungen und Aufgabenstellungen des Sparkassen-
Regionalbeirats Goslar zu berücksichtigen. Ein Bericht des Vorstandes über seine 
Tätigkeit und die aktuelle geschäftspolitische Situation der Sparkasse sollte in die 
Tagesordnung aufgenommen werden. Anregungen und Vorschläge der Mitglieder des 
Sparkassen-Regionalbeirats werden in der Tagesordnung bzw. bei den 
Diskussionsthemen berücksichtigt. 

 



(4) Die Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirates sind nicht öffentlich. 
 

(5) Über die Sitzung ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, das vom Vorsitzenden und 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 
 
 
 

§ 7 
Verschwiegenheitsverpflichtung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats sind zur Verschwiegenheit, insbesondere 

über vertrauliche Angelegenheiten und Geheimnisse der Sparkasse, verpflichtet. Sie 
dürfen die bei ihrer Tätigkeit erworbene Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht 
unbefugt verwerten. Dies gilt auch für die Zeit nach der Beendigung der Tätigkeit. 

 
 
 

§ 8 
Vergütung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates erhalten für die Wahrnehmung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit ein Sitzungsgeld. Über die Höhe beschließt der Vorstand. 
 
 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt zum …………………..… in Kraft. 
 
 
 
 
 Hildesheim, den …………………………. 
 
 
 
 
 
 
 
---------------------------------------------------------------- 
Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 
Der Vorstand 



Geschäftsordnung für den Sparkassen-Regionalbeirat Peine  
der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 

(Stand: 23.2.2016) 
 
 
 

Präambel 
 
 
Für einen breiten Erfahrungsaustausch und um sich bei Entscheidungsprozessen von 
grundsätzlicher Bedeutung von den Beiratsmitgliedern auf Basis derer besonderer, 
regionaler Markt- und Kundenkenntnisse angemessen beraten zu lassen, gründet die 
Sparkasse Hildesheim Goslar Peine drei Sparkassen-Regionalbeiräte für die Regionen 
Hildesheim, Goslar und Peine. Die Abgrenzung dieser Regionen ergibt sich aus den 
Geschäftsgebieten der Altsparkassen Hildesheim, Goslar/Harz und Kreissparkasse Peine. 
 
Die Sparkasse dokumentiert mit der Gründung dieser Sparkassen-Regionalbeiräte ihren 
Willen, die Verbindung mit der Bevölkerung in ihrem Geschäftsgebiet eng zu gestalten und 
die Beziehungen zu den Kreisen der lokalen Wirtschaft zu stärken.  
 
Die Mitglieder der Sparkassen-Regionalbeiräte sollen möglichst ausgewogen aus allen 
Bereichen der jeweiligen Regionen kommen.  
 
Für den Sparkassen-Regionalbeirat Peine der Sparkasse Hildesheim Goslar Peine wird 
nachstehende Geschäftsordnung erlassen. 
 
 
 
 
 

§ 1 
Aufgaben , Rechte und Pflichten 

 
(1) Der Sparkassen-Regionalbeirat hat die Aufgabe, den Vorstand der Sparkasse aus seiner 

besonderen Kenntnis der Region Peine heraus zu beraten und zu unterstützen sowie 
den Kontakt der Sparkasse zur Bevölkerung und Wirtschaft zu vertiefen. Der 
Sparkassenbeirat kann Vorschläge und Anregungen unterbreiten.  

(2) Der Sparkassen-Regionalbeirat ist kein Organ im Sinne des § 8 NSpG. Mit den 
Empfehlungen des Sparkassen-Regionalbeirates wird der Vorstand 
verantwortungsbewusst umgehen. 

(3) Der Sparkassen-Regionalbeirat hat im Wesentlichen folgende Funktionen. Er 

•  informiert den Vorstand über wirtschafts-, gesellschafts- und strukturpolitische 
Themen aus der Region, 

•  wird vom Vorstand zu  wichtigen regionalen Themen, insbesondere der 
Veränderungen des Geschäftsstellennetzes, informiert, 

•  berät die Sparkasse auf Grund der besonderen Kenntnisse seiner Mitglieder über 
örtliche Besonderheiten in den verschiedenen Bereichen der Region Peine, 

•  diskutiert und übermittelt Anregungen und Wünsche der Öffentlichkeit, der 
Einwohnerschaft und der Unternehmer in der Region Peine 

•  ist Meinungsbildner für die Sparkasse in der Region. Er fördert den Kontakt zur 
Bevölkerung sowie zur Wirtschaft und gibt Anregungen und Informationen für den 
Marktauftritt  der Sparkasse, 



•  beschafft und kommuniziert Informationen, die für die Sparkasse von besonderer 
Bedeutung sein können. 

(4) Die Sparkasse informiert die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates bis zu zweimal 
jährlich über das wirtschaftliche Umfeld, ihre Öffentlichkeitsarbeit und insbesondere auch 
über ihre Aktivitäten in der Region. Der Beachtung des Datenschutzes und der Wahrung 
des Bankgeheimnisses ist im Zusammenhang mit diesen Informationen eine hohe 
Bedeutung beizumessen. 

(5) Der Vorstand der Sparkasse stellt den Austausch zwischen Sparkassen-Regionalbeirat 
und Verwaltungsrat der Sparkasse insbesondere über die vom Sparkassen-
Regionalbeirat ausgesprochenen Empfehlungen nach eigenem Ermessen her. 

 

 
 

§ 2 
Zusammensetzung 

 
(1) Der Sparkassen-Regionalbeirat Peine besteht aus bis zu 20 Mitgliedern, die wie folgt 

berufen werden: 

 Geborenes Mitglied ist der Hauptverwaltungsbeamte des Landkreises Peine. 

 7 Mitglieder werden vom Kreistag des Landkreises Peine vorgeschlagen. 

 Maximal 12 Mitglieder aus der regionalen Wirtschaft sowie deren Institutionen und 
Verbänden aus der Region Peine werden vom Vorstand der Sparkasse 
vorgeschlagen.  

(2) Die Berufung der Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats erfolgt durch den Vorstand 
der Sparkasse für die Dauer der jeweiligen Kommunalwahlperiode. 

 
(3) Die Mitgliedschaft im Sparkassen-Regionalbeirat ist an das jeweilige Hauptamt des 

Mitgliedes gebunden. Die Mitgliedschaft endet automatisch, wenn das Mitglied aus 
seinem Hauptamt ausscheidet. 

 
(4) Nach Ablauf der Amtszeit üben die bisherigen Mitglieder des alten Sparkassen-

Regionalbeirates ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt des neuen Beirates weiter aus. 
Scheidet ein Mitglied aus eigener Veranlassung oder aus anderen Gründen vor Ablauf 
der Amtszeit aus, wird für die restliche Amtszeit ein neues Mitglied benannt.  

 
(5) Mindestens ein Mitglied des Vorstands nimmt an den Sitzungen des Sparkassen-

Regionalbeirats teil. 
 
(6) Der Vorsitzende des Sparkassen-Regionalbeirats kann in Abstimmung mit dem Vorstand 

der Sparkasse weiteren Personen die Teilnahme an den Sitzungen gestatten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 3 
Vorsitz 

 
(1) Vorsitzender des Sparkassen-Regionalbeirats Peine ist der Hauptverwaltungsbeamte 

des Landkreises Peine. Im Falle der Verhinderung wird er durch eine/einen aus den 
Reihen der Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates zu wählende/n stellvertretende/n 
Vorsitzende/n vertreten. 

 
(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden und der/des stellvertretenden Vorsitzenden 

übernimmt ein Vorstandsmitglied der Sparkasse die Leitung der Sitzung.  
 
 
 

 
§ 4 

Ausschließungsgründe 
 
(1) Personen, auf die die Ausschließungsgründe nach § 14 NSpG zutreffen, dürfen dem 
Sparkassen-Regionalbeirat nicht angehören. 
 
(2) Tritt ein Tatbestand nach § 14 NSpG während der Mitgliedschaft ein, so scheidet das 
Mitglied aus dem Sparkassen-Regionalbeirat aus. 
 
(3) Der Vorstand der Sparkasse kann ein Mitglied des Sparkassen-Regionalbeirats zudem 
aus wichtigem Grund von seiner beratenden Tätigkeit ausschließen. 
 
 
 
 

§ 5 
Vertretung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats können sich im Verhinderungsfall nicht 

vertreten lassen. 
 
 
 
 

§ 6 
Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirats 

 
(1) Die Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirats finden nach Bedarf, mindestens jedoch 

zweimal im Jahr, auf Vorschlag des Vorstands im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 
statt. 

 
(2) Die Einladung hat schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu erfolgen. Sie soll den 

Beiratsmitgliedern eine Woche vor der Sitzung zugehen.  
 
(3) Der Vorstand hat bei der Gestaltung der Tagesordnung und dem Veranstaltungsverlauf 

die besonderen Zweckbestimmungen und Aufgabenstellungen des Sparkassen-
Regionalbeirats Peine zu berücksichtigen. Ein Bericht des Vorstandes über seine 
Tätigkeit und die aktuelle geschäftspolitische Situation der Sparkasse sollte in die 
Tagesordnung aufgenommen werden. Anregungen und Vorschläge der Mitglieder des 
Sparkassen-Regionalbeirats werden in der Tagesordnung bzw. bei den 
Diskussionsthemen berücksichtigt. 

 



(4) Die Sitzungen des Sparkassen-Regionalbeirates sind nicht öffentlich. 
 

(5) Über die Sitzung ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, das vom Vorsitzenden und 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 
 
 
 

§ 7 
Verschwiegenheitsverpflichtung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirats sind zur Verschwiegenheit, insbesondere 

über vertrauliche Angelegenheiten und Geheimnisse der Sparkasse, verpflichtet. Sie 
dürfen die bei ihrer Tätigkeit erworbene Kenntnis vertraulicher Angelegenheiten nicht 
unbefugt verwerten. Dies gilt auch für die Zeit nach der Beendigung der Tätigkeit. 

 
 
 

§ 8 
Vergütung 

 
(1) Die Mitglieder des Sparkassen-Regionalbeirates erhalten für die Wahrnehmung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit ein Sitzungsgeld. Über die Höhe beschließt der Vorstand. 
 
 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt zum …………………..… in Kraft. 
 
 
 
 
 Hildesheim, den …………………………. 
 
 
 
 
 
 
 
---------------------------------------------------------------- 
Sparkasse Hildesheim Goslar Peine 
Der Vorstand 
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